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Protokoll 

über die Sitzung des Landtags vom 30. Dezember 1929 

( Fortsetzung im öffentlichen'Landtag nachm. l/2 3 Uhr). 

Gegenw . rtig 

Sämtliche Abgeordneten mit Ausnahme des erkrankten Emil 3atliner. 

Reg. Chef Dr. Hoop 

Sehriftführer: A. Seger% 

Gegenstand der Beratung;. 

Finanzgesetz für. das Jahr 1930. 

Präs. Frommelt gibt bekannt, dass als einziger Punkt der heutigen 'lar,. esordnung 

das r'ir_änzgesetz fir das Jahr 1930 fi ,, uriere, und dass x2x in _, ez.. ýg 

auf die "re'--alte im Konferenzzir1L er schon in gewissem 3ir. ne eine Eini- 

giung getroffen worden sei. 

-- Es wird sodann das Protokoll der letzten Sitzung verlesen, das mit 

einer kleinen Aenderung genehmigt wird. Ferner'wird noch verlesen die 

Beantwortung der Jnterpellation Ferd. Risch über das Lawenawerk durch 

Herrn Regierungschef, da diese seinerzeit an Jng. Quaderer gesandt wurde 

? nd von diesem nicht rechtzeitig wieder zurückzuerhalten war. 

Reg. Chef Anschliessend an die Protokollverlesung( über die letzte Landtagssitzug) 

möchte ich noch bemerkem, dass seitens des Abg. Risch verlangt wurde, 

dass eine Regierungsverordnung herausgegeben werde , z. B. dass die Adler 
ti 

: ls geschitzt zu gelten haben und dass der Abschuss vom Gems- und 

, ehgeissen im letzten Pachtjahre verboten sei. Dies ist nicht notwendig, 

nachdem dies ja im Gesetz drinnen steht. 

. Veiter möchte ich vorläufig und ohne nähere Begründung auf einige 

Punkte zurückkommen, deren 3eantwortung am besten gleich im . nschlusse 

an die Protokollverlesung geschieht. Abg. Vogt Basil hat wegen eines 

vorzuschreibenden Kalibers gesprochen. Jeh habe mich diesbezüglich mit 

dem Forstamte in Verbindung gesetzt. Das Forstamte erklärte, es lehne 

dee Vorschreibung eines. bestimmten Kalibers ab. Hiezu bestehe keine 
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2. 

Notwendigkeit. Dies sei nur üblich in Gebieten, wo Patentjagd sei, tmä 

wo nicht waidgerecht gejagt werde. 

Jas das Abliefern der Vögel anbetrifft, haben wir das Nötige auch in 

Angriff genommen und nunmehr wird es wahrscheinlich in kürzester Zeit 

möglich sein, die , Jaldhirten in den einzelnen Gemeinden als Ablie- 

ferungstelle bekanntzumachen. Gleichzeitig hat das Forstamt mitgeteilt 

dass in Zukunft für die Krähen keine Prämien mehr gewährt werden so,. - 

len, dachdem Krähen keine schädlichen Vögel seien. 

Marxer: Jch zzimE bin mit der Ansicht des Forstamtes nicht einverstanden. 

4 Jch betrachte die Krähen als ganz schädliche Vögel. Jm Heriste keinen 

sie oft die ganze Saat fressen auf Ackern sodass nichts aufgeht, im 

Frühling desgleichen. Für diese sollte man die Abschussprämie sogar 

erhöhen. 

Präsident: Jch glaube hierin dem Abgeordneten Marxer Recht geben zu müssen. Es . fýJý 

das allgemeine Volksurteil das so lautet. Und das Volksurteil ist 

wohl ebenso klug wie das Buch der Gelehrten in diesem ? alle. Durch 

Krähen kann grosser Schade erwabhsen. 

Hoop Frz. : Möchte den Abg. Marxer unterstützen, dass für Krähen die Prämien er-- 

höht werden. Man hat bei uns schonoft die Erfahrung machen können, 

dass ganze Türkenacker im Frühjahr verwüstet wurden. 

Präs: Jst sonst irgend eine Bemerkung zum Protokoll? 

Risch: Mir ist aufgefallen, dass die Jnitiative nicht auf dem heutigen Trak- 

tandum steht. Damals hat Chef gesagt, man solle sich auf den 28. Dezem- 

ber für diesen Punkt bereithalten. Prasident hat gesagt, es drehe 

ýceý sich nur um ein par Tage, um die die Behandlung hinausgestellt 

werde. 

Präs. : Jch kann dazu erklaren, dass der Behandlung nur das Jnteresse des 

höheren Gutes, des Friedens entgegensteht . j'enn Sie es verantworten 

bezw. vereinbaren können mit dem Frieden, dass die Abstimmung vorgenom- 

men wird, habe ich nichts dagegen. hach meiner Auffassung wäre, so"weit 

mir die Sache bekannt ist, eine Verschiebung gewiss Bu s diesem Grunde 

zu verantworten. Jch rate dem Abg. Risch, einen direkten Vorschlag 

zu stellen, die Sache heute oder morgen zur Abstimmung zu bringen. 
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Es wird sodann vom Präsidenten das Finanzgesetz für das Jahr 

1930 vorgelesen und wird dann drtikelweise dazu Stellung genar- 

men. 

Zu Art. 1 bemerkt Frommelt, dass sich die Ausgaben nunmehr verän- 
ti 

dern, desgleichen die Zinnahmen in Art 2. 

Zu Art. 3 bemerkt Präsident Frommelt, dass ein Gesuch der Gemeinde 

Vaduz vorliege, in dem die Gemeinde ersuche, j, hr mit Rücksicht 

darauf, dass sie letztes Jahr einen grossen iüfegang hatte, einen 

erhöhten Beitrag zu leisten. Das bezügliche Gesuch wird verlesen. 

Desgleichen ein ebenfalls eingegangenes Gesuch der Rheinwuhr- 

gemeinden inidem dieselben ersuchen, die dheinwuhrarbeiten sollten 

rückwirkend 

! Ibis 
zum Jahre 1927 mit 90 % vom Lande übernommen 

werden desgleichen auch die iampen. 

: deg. Chef : Der Techniker Vogt hat eine Liste aufgestellt worin er die Be- 

ft träge feststellt, die das Land bei Stattgebung des Gesuches an 

die Gemeinden zurückzuzahlen hätte. Ee mache eine Summe von 

einer halben Million Franken aus. 

B. Vogt: Die Balzner sind, -wie Sie gesehen haben, nicht unterschrieben 

im Gesuch.. Diese könnten unter keinen Umständen zustimmen. Jn 

Balznes ist man ziemlich weit voran bei den Rheinbauten und 

müsste man nochmals den anderen Gemeinden zahlen helfen und 

quasi die Liederlichkeit prämiieren. Jch könnte da hier nicht 

zustimmen und glaube ich die Kollegen da auch nicht. 

Ospelt :. Jch möchte den Abg. Vogt vollkommen unterstützen. aenn man das 

Risch: Jch möchte mich schon einverstanden erklären, dass wir heute 

zum Traktändum übergehen und eventuell das morgen noch behandeln, 

wenn die Herren einverstanden sind. 

Präs. Der seinerzeitige Beschluss lautete einfach auf Verschiebung. 

Meine Auffassung war die, dass man so lange warte, bis man in 

Bezug auf die Friedensbestrebungen einen klaren Ueberblick habe. 

P. Büchel: Man kann diesen Gegenstand heute abends noch im Konferenzzimmer 

besprechen, wahrscheinlich findet man dann einen Modus jux tw= 

Gassner: Jeh möchte Büchel zustimmen. 
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rückwirkend machte bis 1927 würde man tatsachlich jene, die am 

Rheine nicht oder nur wenig gearbeitet haben, prämiieren. ZJenn man 

das darin machen würde, weenn das 'Vuhr auf der geplanten Höhe ist, 

wäre ich auch dafür, heute aber nicht, Obwohl Vaduz auch unter- 

schrieben hat. 

Reg. Chef: WNir haben in Regierung und Finanzkommission die Sache auch, 
iespro- 

chen. Nir glaubten zwar nicht dieser oder jener Gemeinde einen Vor- 

wurf zu machen, aber Tatsache ist, dass diese Anforderungen, welche durch 

die Entsprechung des Gesuches an das Land gestellt werden, doch 

etwas weitgehende sind. Auf einmal ein so hoher Betrag, der zurück- 

ersetzt werden müsste; Das würde die augenblicklichen Kräfte des 

Landes übersteigen, wenn man insbesondere den Schuldenstand des Landes 

mit mehr als 5 Millionen in Erwägung zieht. Jch möchte weiter erwäh- 

nen was für gewaltige Verluste das Land durch die Sparkassaaffaire 

erlitten hat. Es sind dort glatt 2 Millionen, die das Land daraufzah- 

len muss. Nir müssen uns deshalb schon wohl überlegen, was wir tun. 

Ospelt: Jch kann mich ganz gut erinnern, dass die früher gewährten Subventionen 

nichteinam alle ausgenützt wurden 

Räsch: Jch bin nicht ganz der Anschauung wie Vogt und Ospelt und die finanz- 

kommission, Es wurde beton(, dass das fast eine Prämiierung wäre für jene 

die nicht gedammt haben, wie sie hätten sollen. Dass plötzlich soviel 

gedammt werden muss und ungleich, daran sind wir nicht schuld. Jn 

Balzers ist nicht eine solche Hlhe zu dammen ale Schaan und Eschen. 

Die Sohle bei uns ist mehr aufgelandet, in 3alzers hat das dasser 
-p 

I 

0 

schnelleren Zug Ls musste 

dem Gesuche ja nicht unbedingt so stattgegeben werden, dass das rück- 

wirkend bis 1927 und gerade mit 80 % geschehe.. -�$ ist Pflicht des 

Landtags, dass hier der gute rdille gezeigt wird. dir dürfen auch nicht 

vergessen, dass Gamprin eine Gemeinde ist, die unmöglich das alles 

zahlen ý: enn mit ihren Steuereinnahmen. Vaduz hat betreffs Einkimmen 
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Hoop: 

ein schönes Plätzchen an der Sonne. Die nehmen an Steuern ungefähr 

so viel ein, wie alle anderen Gemeinden zusammen. Dass jetzt alle 

diese Gemeinden mit 30% belastet werden und später dann das Land 

das Wuhr ganz übernimmt �halte ich nicht für richtig. Es könnte 

dem Gesuch auch rückwirkend bis 1929 entsprochen werden und viel- 

leicht mit 85 ° aher ganz abweisen würde ich nicht für redht finden. 

Es können doch nicht Gemeinden, die nicht so viele Steuern einnehmen, 

durch Jahrzehnte in Schulden hineingeraten, nachdem jetzt das Land 

so schöne Einnahmen hat und der Rhein ein internationales Nasser 

ist. 

. 
Jäh muss auf das auch noch zurückgehen. Joh glaube, dass die Gerrnein- 

den nicht das Gesuch eingegeben habenivm Prämien zu holen. Die 

Rheinwuhrarbeiten verschlingen grosse Stimmen für eine kleine Gemein- 

de. Jcn möchte den Abg. Risch unterstützen. Man braucht ja nicht geracä 

dem Gesuche ganz zu entsprechen, aber wenigstens etwas mehr sollte 

man tun. 

Präs. Eine ErwUgung möchte ich hier schliesslich 
. 
nicht ausser Betracht 

lassen. Man sagt im Unterland von der Kanalisation. denn das Land 

gar alles übernehmen soll, weiss ich nicht. Die iahe ingeme inden sind 

am 'ihein am meisten interessiert. Dass Sie dabei auch eine entspre- 

chende vernünftige Leistung machen, wird jeder für selbstverständ- 
iihein- 

lich finden. Die/Gemeinden sa-,: �, er, dass sie mit 30 o zu stark belastet 
sei kein gerechtes Verhältnis 

sind. Die andern Gemeinden werden sagen, es/ zu dem 
ihnen 

was man *irwxwx tub, an Rüfen, 'Neg en u. s. w. 

i,. arxer : Abg. Ospelt hat betont, dass früher bei kleinere-. Prozentsät zen, Xsee 

x weni7er gebaut wurde, als vorgesehen, im Gegenteil früher hat 

man 75 % vom Land bezahlt und nur 25% müssten die Gemeinden bezahlen. 

Eur das betone ich, dass die Gemeinden jetzt starker belastet sind 

als in früheren Jahren. Die Gemeinden sind schon schwer betroffen und 

es ist anzu:, ehmen, dass sie auch mit anderem zu tun haben. Nir in Eschen 

stehen alljährlich einmal im , Vasser. Es ist richtig, die Kanalisation 

ist das notwendigste. 

Ospelt: DXst dann das, was ich meinte, noch besser begründet, mit 75 jO hat man 
'zu wenig gemacht, heute mit 90% sollte man es prv. miieren. Nenn man die 
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Rheinwuhrbauten mit 90119 subventioniert so mann man dies auch bei den 

Rufen mac hen. Eo ist gleich wo man es ausgibt bei den düfen oder am 

Rhein. 

Hoop : Jch muss nochmals auf die Prämiierungen zurückkommen. Jn : buggell ist man 

3 Monate im Nasser drin gestanden, und man hat dort noch mehr als 10,15 

Jahre zu kratzen an dem, was der Rhein verwüstet hat. Nenn man mit den 

Prozenten noch etwas in die Höhe ginge, so. ware das deswegen noch keine 

Prämiierung. 4 

Gassner: Jeh begreife den Standpunkt der Vertreter der Rheingemeinden, diese müssen 

im Landtage ihre Bürger unterstützen. Aber mir scheint das zu weit 

gehend, das würde unbedingt zu ernsten Konsequenzen führen, wenn es heis- 

sen würdei., dass das Land den Rheingemeinden so weit entgegenkäme. 

Dann gäbe es in absehbarer Zeit grossartige Rüfeverbauungen, und es 

würde dann' überhaupt soweit kommen, dass der Staat nicht mehr vorwärts- 

käme Heute ist nicht der Zeitpurkt, s4weit zu gehen, sonst würde eines 

dem andern rufen. Die Berggemeinden werden dann sagen, wenn das Land 

soviel Geld hat, dann wollen wir das und jenes. 

Präs. : denn weiter zur Sache nicht Stellung genommen Nird, müssten wir abstim- 

men. Nir würden vor-! . ufig über das Gesuch der Gemeinde Vaduz abstim- 

men betreffs Beisteuer des Landes für Are Rüfebauten im Jahre 1929 

im erhöhten Beitrage von 70 % statt 50%. 

Marxer: Jch wäre der Ansicht, dass man das nochmals im Konferenzzim_.. er am 

Schluss der Sitzung darüber redet und nicht jetzt darüber abstimmt. 

Präs. denn wir Punkt für Punkt durchnehmen wolle n, müssen wir das tun. 

Osrelt: itheinsubv itionsgesuch und riüfegesuch der Gemeinde Vaduz sollten mit- 

einander andelt werden. 

Präs. Es ist nr deswegen eine -Scheidung, weil uiaa die Rheinsubventionen in 

einem Spezialgesetz, im neaen +Vuhrgesetz berandelt werden. 

0spelt. Jch möchte bearitragen, dass man das Gesuch der Gde. Vaduz um rtüfesubven- 

tion zurückstelit, bis das behandelt wird. 

Reg. Chef: Jch würde heute über diesen Punkt nicht abstimmen ., dir kommen morgen' 

vielleicht darüber reden. üs wäre vielleicht verfrüht, wenn man über 

diese Sache, die von so unendlicher Tragweite ist, nach einer kurzen 

Debatte von einer Viertelstunde den Stab bricht. 
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Re 

T, iarxer: Mir ist bekannt , dass Fälle vorgekommen sind, wo für iýüfeverbauungen 

50% vorgesehen ivar, und auch später 70 und 75 jo Subvention vom 

Land gegeben wurden. Jch glaube es würde auch heute noch der Fall, 

dass bei besonderen Fällen vom Landtage eine Lr'iöhung bewilligt 

würde. Aber gerade ein Gesetz schaffen, das ýv, re zu weitgehend. 

B. Vogt: Nach meiner Ansicht, ist das momentan nicht durchfuhrbar. 

9 
3 

. Chef Jch meine schon, dass dieser Artikeldes Finanzgesetzes beraten 

und darüber Beschluss gefasst. werden muss, ich meine nicht im ge- 

genwärtigen Augenblick, sondern vielleicht morgen. Der Abgeordnete 

lJarxer hat eine Jdoee vorgebracht, die die beste Lösung in der 

Sache darstellen d; irfte. Nenn eine Gemeinde tats4chlich nicht mehr 

über ihre Finanzen hinaussieht, so wwerd1 wohl oder übel eine 

staatliche Unterstützung notwendig werden müssen. Das ist dann 

aber im einzelnen Falle, aber nicht generell. Das wäre vielleicht 

wahrscheinlich die beste Lösung. Auch in Rüfesachen wenn unglückli- 

cherweise ein grosser Rüfestoss grossen Schaden in einer Gemeinde 

anrichtet, stlindeý es den Gemeinden frei, an den Landtag heranzu- 

treten. Dieser könnte dann fir den s-, eziellen Fa110 entscheiden. 

Nur nicht generell, das würde unser Land nicht ertragen. Sonst würde 

ich nahelegen, auch für die Bedeckung dieses Betrages zu sorgen, ich 

wüsste nicht, woher das Geld nehmen. 

Prws. s denkt glaub ich kein Mensch daran, dass diese Vorlage ins Gesetz 

aufgenommen wird. 

Reg. Chef: 50 und 70% sollen stehen bleiuen, wenn eine Gemeinde besonders be- 

rücksichtigungswürdig ist , dann soll sie kommen mit einem Gesuch. 

B. Vogt: Zu dem Antrag könnte ich aý_ch nicht stimmen, ich meine zum Antrag 

des Abg. 1MJarxer. Dann könnte es Gemeinden geb en, d ie nichts mehr ma- 

chen und dann würde wieder in einem anderen Falle zuviel gemacht, 

die einen wurden sagen, sie seien zu nichts mehr imstande. 

eg. Che f: Jeder Gemeinde steht es frei, Anträge zu bringen, der Landtag kann 

sie höchstens abweisen. 

Marxer: Das ist nicht so gemeint, aber wenn eine } atastrophe über eine Ge- 

meinde hereinbricht und sie nicht imstande ist mit 50% etwas zu 

machen, so wird man ihr halt unter die Armeý greifen', müssen. 
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So ist das bisher auch gehandhabt worden. , las ihnen an Rüfeverbau- 

ungen vorgeschrieben wird, soll gemacht werden jährlich. Aber es 

können auch Rüfen in aussergewöhnlicher , Meise austreten. Kufen 

können unter Umständen einer Gemeinde so grossen Schaden verursa- 

chen, wie vielleicht der Rhein, dann muss man einer Gemeinde helfen, 

wenn sie selbst nicht alles leisten kann. Das ist meine Meinung. 

Ospelt.: Jn dem Falle, wie IM: arxer meint, möchte ich ihn auch un terstüt zen, wenn 

ausserordentliche Fälle eintreten, dass man darin grössere Subventio- 

nen erteilt, aber nicht durchgehend. 

ras. denn das Gesuch der Gemeinde Vaduz als spezielles Gesuch behandelt 

wird, ist das eine andere Sache. Hingegen mit dem Rhein ist es an- 

ders. Ax mxmýrnsrn tmýmgue axm msgýxpd min ýn ýgmi l%ýc ýmý n xmi6_ 

Dort würde es sich um eine halbe Million handeln. Diese sollte beim 

Budget stehen. 

Abg. Vogt : Jch möchte fragen, wieso es kommt , dass Schaan für die Quaderrüfe 

mehr bekommt hat als vorgesehen war. 

misch: gas den Umfangsdamm bei der Quaderrüfe anbetrifft, war dort die 

Landstrasse immer gefährdet . Man hat dann einen Kanal gebaut und 

hat unter der Landstrasse einen Sammler angelegt,. Der bezugliche 

Boden ist Eigentum des Landes. denn einmal ein Unwetter war, ist 

früher das ganze Nasser ins Dorf hineingegangen. Diese Gefahr ist 

durch den Kanal behoben worden. 

B. Vogt: Bei uns in i3alzers ist ganz die gleiche Situation. 

Risch. Die Quaderrüfe hat auf der Höhe oben meterhohen Schutt, --Nenn sie 

einmal sich in Bewegung setzt, ist die Gefahr sehr gross. 

iBrunhart: Jn Balzers ist sie fast so hoch wie in Schaan. 

Vogt: Ja. 

Biseh: Man hatte in Schaan hauptsächlich den Schutz der Landstrasse im 

Auge. 

P. Büchel: Bei der Quaderrüfe handelt es sich um einen besonderen Fall. Bei 

jedem grossen getter sind dort die Dämme überlaufen und dass 

Nasser ging der Schaaner Landstrasse entlang ins Dorf hinein 

Da entschloss man sich einen Abzugskanal zu machen. Man kaufte Boden 

zu diesem Zwecke an und legte unter der Strasse einen Sammler 

an, der im Eigentum des Lindes steht. Es handelte sich als. ) um einen 
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ausserordentlichen Fall. Jch glaube nicht, dass man Schaan extra 

bevorzgut hat, man hat es dazumal für notwendig gefunden, das so 

zu machen. Das hat mit den anderen iüfen nichts zu tun. Ian zieht 

auch einen Pachtzins für den Boden. 

$bg. Ospelt : Jch komme nochmals zurück auf das Gesuch der Gemeinde Vaduz., Venn 

ich recht verstanden habe, handelt es sich im Ansuchen nmcht nur 

um eine einmalige Leistung sondern um eine dauernde Erhöhung. 

Präsident : Frommelt : Bs handelt sich nach dem Gesuche um einen erhöhten 

Beitrag angefangen mit 1929 auch fur die Folgezeit. 

3eQ. "^Qf: Jch würde den Antrag stellen die Debatte über diesen Punkt auf 

sorgen zu verschieben. Es sollte Artikel 3 in dieser Fassung 

beibehalten werden. Es sollte jedoch in besonders begründeten Fäl- 

len den Gemeinden freigestellt sein, um Erhöhung zu den Arbeiten 

aus dem betreffenden Schaden einzukommen. 

. Vogt: Soweit es sich um Schäden handelt �bin ich auch dabei, im andern 

Falle nicht. 

P. Büchel. Ob wir das Gesuch heute oder morgen erledigen, bleibt sich ganz 

gleich. Die Mehrzahl der Abgeordneten l önnte es doch nicht verant- 

worten, bei der jetzigen Landeslage die Subventionen für Rüfen 

von 50 auf 70 % zu erhöhen und beim ldhein von 70% Landesbeitrag 

auf 90% hinaufzugehen. MMan soll doch die Landeslage in Betracht 

ziehen. Es ist das fast unmöglich fair das Land. Jch weiss jetzt 

schon bestimmt, wie ich stimmen swt3z muss. 

Präsident. 'Nenn morgen die Sache erst wieder zur Besprechung kommt, wird 

morgen nochmals alles von Anfang an wieder durchbesprocren 

werden müssen. Man gewinnt Zeit, wenn man Punkt für Punkt bereinigt. 

Eine "Erwägung möchte ich hier vvorbringen, eine Rüfe ist doch nicht 

eine Sache wie der Rhein. D9rt wird sich der Schade lokalisieren . 

Es ist nicht mehr als gerechtfertigt, dass bei einer Rüfeverbauung 

die Gemeinden mehr belastet werden, als bei einer ýýhe iniFerbauung. 

Das Land hat an einer Rheinerbauung mehr Jnteresse als an einer 

Rüfeverbauung. Das zwar nicht jede Rüfe gleich ist, ist auch 

richtig, wie z. B. die Schaaaer a. Balzner Rüfe, die allgemeine 

Landesinteressen gefährden. 
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Risch: Jch möchte nochmals beton{en, dass dem Gesuch nicht unbedingt ganz 

entsprochen werden muss, man kann meinetwegen nicht zurückgehen bis 

1927 und nicht mit 90 % subventionieren. Es kann auch ein anderer 

Weg gefunden werden. Es sind Gemeinden unter denen, die angesucht haben, 

denen es nicht möglich ist, zu zahlen. 

Präs: Der Abgeordnete Risch meint unter diesen Gemeinden nicht die eigene 

Gemeinde? 

Risch: Nein. 

Büchel W.: Jürde die Sache auf morgen verschieben. , 
Ospelt : Jch möchte nochmals betonen, dass früher nichteinmal das verbaut 

" 
wurde, am Rhein, was ausgesetzt war. Das Stick das Misch meint, hatten 

wir gerade im Sinne zu verbauen, in dem . dinter, vor dem der ýihäin ein- 

gebrohhen ist. 

Preis: Wir stimmen über den Antrag Büchel ab. ý'der dafür ist, dass die Artikel 

2 u. 3 mit den vor iegenden Gesuchen morgen nochmals behandelt 

werden, -sill dies durch Handerhebung kundgeben: 

Ergebnis :6 Stimmen dafür 

Wer dafür ist, dass diese Artikel in der heutigen Sitzung fertig 

abgesprochen und die beiden Gesuche erledigt werden, soll dies durch 

Handerhebung kundtun.: 

Ergebnis: 8 Stimmen dafür. 
Geneigtheit zur 

P. Büchel: Bei einer eventuellen/Annahme ýerý-ýaýäege der Gesuche der Gemeinden 

vom Landtage möchte ich darauf aufmerksam machen, dass wir darüber 

schlüssig werden müssen, wo wir die Bedeckung h. ernehmen. tvir müssen 
" 

das tun, kevor wir solche Anträge annehmen. 

' Ospelt : ; üir wollen nicht unser Budget noc- male belasten. Man sagt ja im. -.: er 

von Ribdentwasserung. Dann brauchen wir viel Geld. Je mehr wir jetzt 

für : -rhein ausgeben, desto mehr wird die Riedentwässerung in 

Frage gestellt. 

Jch habe keine Befürchtung, dass dar: n, wenn wir heute *bstimmen das 

Land mit einer halben Million wird. 

Dr. Hoop : Für die Forderung, wie sie vorliegt, möchte ich au. ch nicht eintreten, 
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vielleicht in Bezug auf die kleineren Gemeinden 'welche bloss wis- 

sen, wie sie das Ganze zu bewältigen haben. 

-'ras. Das hat mit dem Budget nichts zu tunJn einem solchen Falle, wo eine 

Gemeinde eine besondere Arbeit nicht zu leisten imstande ist, steht 

der Gemeinde immer noch der , Jeg offen, mit einem Gesuch an den Land- 

tag heranzutreten. Der Landtag wird dann im Vereine mit der iiegi erung 

erwägen, ob ein solches Gesuch unterstützt werden kai: n und wie die 

Geldmittel beschafft werden. Aber mit dem Stattgeben dieser vorlie- 

e _de!: res he ist das Land Iiit einer ..: illion öe Lastet . t. ber 

ein <irderer . nntralý wir von 

250 , 000 Francken oder was da immer wäre . Hauptsachlich Ni rd es sich 

um die Gemeinden Gamprin und . -buggell handeln. Bis jetzt aber hat 

keine Gemeinde behauptet, dass sie nicht imstande sei, irgend eine Last 

zu tragen. 

B. Vogt: Soviel mir recht ist, haben einzelne Gemeinden keine Haushaltungsum- 

lagen. 

Amann. Jch bin der Ansicht, dass man das Land nur im äussersten Falle bela- 

sten 'soll. 'Nenn man mehr verlangt vom Land, so sind die allfälligen 

Landesprojekte sowieso erledigt. 

Marxer: Jch könnte mich mit 90% und wie es weiter heisst, auch nicht befas- 

sen. Aber nachdem die Sache schon soweit gediehen ist, kö nte man es 

vielleicht machen, wie es früher war, 75 % das Land und 25 % die 

Gemeinden. Das würde die Sache nicht so gefährden und . YLLre für die 

Gemeinden doch eine Erlei chterutig. Viellei cht dass man mit den Rüfen 

' aacý etwas hinaufgehen könnte. Vielleicht könnte man sich über 

diesen Punkt noch besser aussprechen. Aber von einer halben Million 

zu reden, davon ist natürlich kein Gedanken da. Nenn man an die Kana- 

lisierung denkt, muss man sagen, dass man nicht alles dem Lande in 

die Schuhe schieben darf. 

B. Vogt: Jch beantrage Abstimmung : 

P13&%XI. XM iiHaxý Die Abstimmung ergibt. 

11 Stimmen für die gegenwärtige Fassung in Art. 3 

gegen 3 Stimmen. 
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Zwischen Artikel 9 u. 10 der Vorlage zum 2inanzgesetze wird, nachdem 

niemand zu einer solchen _. evorzugung der Steaermnteressen und Landes- 

interessen gegenüber den privatrechtlichen Ansprüchen Stellung genom- 

men hat, ein neuer Artikel aufgenommen der lautet: 

" Art. 10. 

Zu Gunsten des Staates besteht ein gesetzliches rfandrecht, allen 

anderen Pfandrechten vorgehend, für die Alkoholsteuer auf allen dem 

betreffenden Gewerbe dienenden beweglichen GegenstäTiden und insbeson- 

dere auf den lagernden alkoholischen Getränken. " 

Zu Artikel 12 der Vorlage für den Landtag bemerkt sieg . Chef 

Dr. Hoop dass nach der vorliegenden Passung der Landrichter nicht mehr ver- 
11 

pflichtet"ist, für Audienzen eine Gebühr zu verlangen und dass ihm 

die Abv2rlangung einer soLchen Gebühr in diesen oder jenen r'ä, llen 

"freistehe :' 

Präs. bemerkt sodann zum Art. 13 der Vorlage dass hier an erster Stelle 

der 3egierungschef stehen solle, 

'-'s wird sodann zu diesem Punkt bezw. Art. 13 ein Gesuch des Herrn 

Dr. Nipp um freie Dienstwohnung vorgelesen. 

Dr. Hoop: Der Landesschuldirektor hat heute Vormittag darauf hingewiesen, 

dass ihm seinerzeit selbstverständlich die ; Johnung gratis zur Ver- 

fügung gestellt orden sei. Jm Jahre 1925 sei ihm die iJohnung dann 

auch genommen worden, ohne dass er eine weitere Gehaltsaufbesserung 

bekommen habe, sodass er gegenüber anderen Bearnten bedeutend zurückge- 

stel Lt sei, Er macht weiter darauf aufmerksam, dass die ; Johnung, die 
a 

er innehabe, minderwertig sei. Es scheint dort überhaupt den ganzen 

Tag hindurch unruhig zu sein. Iv, ittags muss er Präfektendenste leisten. 

Es sind Schüler dort, die studieren und krawallisieren. Dr. Nipp muss 

immer die Aufsicht führen. Es ist dort immer ein Gehen und Kommen. 

Dr. Nipp wird um 200 Fr die Direktion ablehnen, er wälij lieber frei 

sein. Er habe als Direktor der Ländesschule auch Verantwortung. 

Dr. Nipp machte sodann aufmerksam auf die Vorstudien die er hat, und 

zwar auch auf jene, die man von ihm verlangt habe ai s Bedingung für 

die Anstellung, obwohl man später von diesem Grundsatz wieder abge- 
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wichen sei, von ihm aber habe man das verlangt. Das alles seien 

Gr-Unde, um die Direktionszulage entsprechend zu erhöhen oder 

ihm die Nohnung unentgeltlich zu überlassen. 

Präs. Venn weiter nicht Stellung dazu genommen vird, nehme ich Bez.; g 

auf das, was im Konferenzzimmer besprochen wurde. Dort wurde 

das Gesuch abgewiesen. 

Risch : Zu diesem Punkte möchte ich bemerken, dass man die Direktions- 

zulage vielleicht auf 500 Fr erhöhen könnte und die Nohnung 

mit Fr 300. - kexi[x anrechnen. " 
3ea. 0 _ei - Jch würde es schon auch empfehlen, es ist Latsdchlich keine erfreu- 

9 

liche iVohnung. 

Präsident. Das würde am besten unter Mietzins beim Punkte Bauamt berück- 

sichtigt werden. Der Direktorengehalt ist mit Zr 300. - festgelegt 
CD - 

worden. Bei den Mietzinsen werden wir, eventuell nochmals Gelegen- 

he it haben, darauf zurückzukommen. 

Schluss 10 m nach 5 Uhr ( worauf Beratung im Konferenzzimmer 

folgt. 
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